
27. Abgeordnete
Ulla Jelpke
(DIE LINKE.)

Welche aktuellen Informationen kann die Bundes-
regierung machen zu den genauen Umständen der 
Erteilung von Reisepässen durch die syrische Bot-
schaft im Vergleich zur Antwort der Bundesregie-
rung zu Frage 2 der Kleinen Anfrage der Fraktion 
DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/3844 
(z. B. zu Gebühren, Gültigkeitsdauer der Doku-
mente, Dauer des Verfahrens zur Ausstellung von 
Reisepässen usw.), und inwieweit ist die Bundes-
regierung der Auffassung, dass zur Prüfung der 
Verhältnismäßigkeit und Zumutbarkeit der Ge-
bühren für die Ausstellung der nach meinen Infor-
mationen höchstens zwei Jahre lang gültigen Rei-
sepässe die Ausländerbehörden bei Aufforderun-
gen zur Passbeschaffung und etwaigen Bußgeld-
androhungen die jeweiligen Einzelfallumstände 
prüfen und berücksichtigen müssen, etwa, ob es 
sich um subsidiär Schutzberechtigte, Angehörige 
anerkannter Flüchtlinge, Personen mit eigenem 
Einkommen oder Sozialleistungsbeziehende oder 
um Minderjährige handelt (bitte begründet und so 
differenziert wie möglich antworten)?

Antwort des Staatssekretärs Hans-Georg Engelke
vom 9. Juli 2021

Der Bundesregierung liegen die aktuellen konsularischen Bestimmun-
gen der syrischen Botschaft in Berlin, gültig ab dem 1. Januar 2021, vor. 
Danach können Reisepässe und -dokumente eine Gültigkeit von zwei-
einhalb Jahren beziehungsweise sechs Jahren haben. Über die konkrete 
Dauer des Verfahrens im Standard- oder Expressverfahren hat die Bun-
desregierung keine Erkenntnisse. Die aktuellen Gebühren können der 
folgenden Tabelle entnommen werden:

250, – € Ersatz eines abgelaufenen Reisepasses
295, – € Ersatz eines beschädigten Reisepasses
295, – € Ersatz eines verlorenen Reisepasses
250, – € Erstmalige Ausstellung eines Reisepasses
660, – € Express-Reisepass (verlorener/beschädigter Pass + 

45,00 € = 705,00 €)

Weitere Informationen können der Anlage entnommen werden. Zu wei-
teren Umständen liegen der Bundesregierung keine aktuellen Erkennt-
nisse vor.
Grundsätzlich wird es nach geltendem deutschen Recht als zumutbar be-
trachtet, für die behördlichen Maßnahmen die vom Herkunftsstaat allge-
mein festgelegten Gebühren zu zahlen (§ 5 Absatz 2 Nummer 4 der Auf-
enthaltsverordnung).
Fragen zur Zumutbarkeit der Passbeschaffung müssen stets nach den je-
weiligen Umständen und Besonderheiten des Einzelfalls durch die zu-
ständige Ausländerbehörde beurteilt und nach pflichtgemäßem Ermes-
sen entschieden werden.
Nach der Rechtsprechung stehen bei der Ermessensentscheidung nach 
§§ 5, 6 der Aufenthaltsverordnung grundsätzlich die öffentlichen Inte-
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ressen der Bundesrepublik Deutschland im Vordergrund, die durch die 
Ausweisausstellung regelmäßig berührt werden. Dazu gehört insbeson-
dere die völkerrechtliche Personal- und Passhoheit des Herkunftsstaates, 
in die die deutsche Ausländerbehörde mit einer Ausweisausstellung ein-
greifen würde, wenn der Ausländer nicht staatenlos ist.
Das in dieser Weise allgemein gekennzeichnete öffentliche Interesse 
muss die Ausländerbehörde im Einzelfall gegen das private Interesse des 
Ausländers an der Ausweisausstellung abwägen. Zu den privaten Inte-
ressen des Ausländers können etwa der Schutz von Ehe und Familie ge-
hören, oder aber auch humanitäre Gründe sowie das Interesse des Aus-
länders an der Ermöglichung von Urlaubsreisen ins Ausland.
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